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Preußiſche Geſetzſammlung 


1933 | Ausgegeben zu Berlin, den 20. März 1933 Nr. 17 


(Nr. 13849.) Verordnung zur Durchführung dringender Finanzmaßnahmen. Vom 18. März 1933. 


Auf Grund der Verordnungen des Reichspräſidenten vom 24. Auguſt 1931 (Reichsgeſetzbl. I 
S. 453), vom 6. Oktober 1931, Dritter Teil Kapitel III § 2 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 537), vom 
6. Februar 1933 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 43) und vom 18. März 1933, Kapitel VIII Artikel 2 8 2 
(Reichsgeſetzbl. 1 S. 109) wird folgendes verordnet: 


Artikel 1. 
Verlängerung und Anderung von Steuergeſetzen. 


1. Vorläufige Steuer vom Grundvermögen. 
§ 1. 


Das Geſetz über die Erhebung einer vorläufigen Steuer vom Grundvermögen vom 
14. Februar 1923 (Geſetzſamml. S. 29) nebſt den dazu ergangenen Abänderungen gilt auch für das 
Rechnungsjahr 1933. n i 


2. Hauszinsſteuer. 


82. 
Artikel I § 2 Abſ. 2 der Hauszinsſteuerverordnung vom 9. März 1932 (Geſetzſamml. S. 114) 
erhält mit Wirkung vom 1. April 1932 ab folgende Faſſung: 

(2) Von dem Aufkommen der Hauszinsſteuer in den Rechnungsjahren 1932 und 
1933 verwendet das Land je 50 Millionen Reichsmark für ſeinen allgemeinen Finanzbedarf. 
Von dem verbleibenden Betrage des Aufkommens fließen für den allgemeinen Finanz⸗ 
bedarf 53 vom Hundert dem Lande und nach näherer Vorſchrift des Preußiſchen Aus⸗ 
führungsgeſetzes zum Finanzausgleichsgeſetz 47 vom Hundert den Gemeinden (Gemeinde⸗ 

verbänden) zu (Gemeindeanteil an der Hauszinsſteuer). 


§ 3. 
Artikel II § 7 Abſ. 1 der Hauszinsſteuerverordnung vom 9. März 1932 (Geſetzſamml. S. 114) 
in der Faſſung der Verordnung zur Anderung der Hauszinsſteuerverordnung vom 21. Oktober 1932 
GGeſetzſamml. S. 329) wird mit Wirkung vom 1. April 1933 ab wie folgt geändert: i 
(1) Von dem Aufkommen aus der Ablöſung find nach Abzug der gemäß § 3 erforder⸗ 
lichen Beträge zu verwenden: 
1. je 33% vom Hundert der im Rechnungsjahr 1933 eingehenden Ablöſungsbeträge 
für den allgemeinen Finanzbedarf in den Rechnungsjahren 1933 und 1934; 
2. 33% vom Hundert der im Rechnungsjahr 1933 eingehenden Ablöſungsbeträge für 
die Durchführung der Umſchuldung der Gemeinden. a 


(Vierzehnter Tag nach Ablauf des Ausgabetags: 3. April 1933.) 17 
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§ 4. 

§ 5 Satz 1 der Zweiten Verordnung zur Durchführung der Hauszinsſteuerverordnung vom 
2. Juli 1926 (Geſetzſamml. S. 218) erhält mit Wirkung vom 1. April 1933 ab folgende Faſſung: 
: Der Ertrag der Steuer (§ 3) fließt zur Hälfte den Stadt⸗ und Landkreiſen und den 
kreisangehörigen Städten, Landgemeinden, Amtern und Landbürgermeiſtereien mit 
mehr als 10 000 Einwohnern, denen nach § 11 der Hauszinsſteuerverordnung vom 
2. Juli 1926 (Geſetzſamml. S. 213) die Verwendung des zur Förderung der Bautätig⸗ 
keit auf dem Gebiete des Wohnungsweſens beſtimmten Teiles der Hauszinsſteuer über⸗ 

tragen war, nach Maßgabe des örtlichen Aufkommens zu. 


§ 5. 

§ 15 Abſ. 1a der Ausführungsbeſtimmungen zur Hauszinsſteuerverordnung des Freiſtaats 
Waldeck vom 19. November 1927 (Regierungsbl. S. 237) in der Faſſung der Verordnung über die 
Einführung von Beſtimmungen der Preußiſchen Hauszinsſteuerverordnung in Waldeck vom 
23. März 1929 (Geſetzſdamml. S. 28) erhält mit Wirkung vom 1. April 1933 ab folgende Faſſung: 


Der Extrag der Steuer fließt zur Hälfte den Landkreiſen, denen nach § 11 der 
Preußiſchen Hauszinsſteuerverordnung vom 2. Juli 1926 (Geſetzſamml. S. 213) die 
Verwendung des zur Förderung der Bautätigkeit auf dem Gebiete des Wohnungsweſens 
beſtimmten Teiles der Hauszinsſteuer übertragen war, nach Maßgabe des örtlichen 
Aufkommens zu. 


3. Gewerbeſteuer. 
§ 6. 


Die Verordnung über die vorläufige Neuregelung der Gewerbeſteuer (Gewerbeſteuerverord⸗ 
nung) in der Faſſung der Bekanntmachung vom 15. März 1927 GGeſetzſamml. S. 21) nebſt den 
dazu ergangenen Abänderungen gilt auch für das Rechnungsjahr 1933 mit folgender Maßgabe: 


1. Zwiſchen § 41 und § 42 wird folgender neuer § 41a eingefügt: 


§ 41 a. 157715 


() Die Hundertſätze (§ 41) erhöhen ſich, ohne daß es eines beſonderen Gemeinde⸗ 
beſchluſſes bedarf, um ein Fünftel für Warenhausunternehmen, die im Gemeindebezirk, 
ohne in ihm die Betriebsleitung zu haben, Betriebsſtätten (Warenhauszweigſtellen) 
unterhalten. 


(2) Als Warenhauszweigſtelle gilt auch ein ſelbſtändiges Warenhausunternehmen, 
deſſen Betriebsleitung ſich im Gemeindebezirk befindet, wenn es wirtſchaftlich überwiegend 
einem Unternehmen gehört, deſſen Betriebsleitung ſich nicht im Gemeindebezirk befindet. 
Dabei wird Beſitz oder Beteiligung der Angehörigen des Inhabers des Unternehmens 
mitgerechnet; als Angehörige gelten die im § 67 Abſ. 1 Nr. 2, 3 der Reichsabgaben⸗ 
ordnung vom 22. Mai 1932 genannten Perſonen. 

(8) bj. 1, 2 finden auf Einheitspreisgeſchäfte und Kleinpreisgeſchäfte entſprechende 
Anwendung. 5 5 Er i) 
0 Die mit der Ausführung der Gewerbeſteuerverordnung beauftragten Miniſter 
werden ermächtigt, zum Zwecke der Durchführung dieſer Beſtimmungen Rechtsvorſchriften 
und Verwaltungsanordnungen zu erlaſſen. Sie können dabei auch Vorſchriften 
ergänzenden Inhalts erlaſſen, ſoweit fie es für nötig halten, um die Zwecke der Vor⸗ 
ſchriften der Abſ. 1 bis 3 zu erreichen. ER 


2. $ 43 erhält folgende Faſſung: 
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8 43. 
(1) Den Gemeinden iſt eine verſchiedene Abſtufung der Zuſchläge geſtattet: 


1. für Verſicherungs⸗, Bank⸗, Kredit⸗ und Warenhandelsunternehmen, die im Ge⸗ 
meindebezirk, ohne in ihm ihren Hauptſitz zu haben, Betriebsſtätten unterhalten 
(Zweigſtellenſteuer), ſoweit fie nicht bereits unter § 41a fallen, f 

2. für Betriebe der Gaſtwirtſchaft, der Schankwirtſchaft ſowie des Kleinhandels mit 
Branntwein oder nicht denaturiertem Spiritus (Schankgewerbeſteuer). 

2) Die Zuſchläge dürfen um nicht mehr als ein Fünftel über die in der Gemeinde 
ſonſt feſtgeſetzten Zuſchläge hinausgehen. 


Set. 

Soweit nach den Vorſchriften der Gewerbeſteuerverordnung Eiſenbahnunternehmungen der 
Gewerbeſteuer unterliegen, können ſie für die Zeit vom Inkrafttreten der Verordnung über die 
vorläufige Neuregelung der Gewerbeſteuer vom 23. November 1923 (Geſetzſamml. S. 519) eine 
Entſchädigung nicht deshalb verlangen, weil ſie auf Grund des § 49 in Verbindung mit § 88 Abſ. 2 
des Geſetzes über die Eiſenbahnunternehmungen vom 3. November 1838 (Geſetzſamml. S. 505) 
berechtigt waren, im Falle der Heranziehung zur Gewerbeſteuer Entſchädigung zu beanſpruchen. 


4. Schlachtſteuer. 


§ 8. 
§ 2 Uf. 3 des Schlachtſteuergeſetzes (Dritter Teil der Verordnung zur Sicherung des Haus⸗ 
halts vom 8. Juni 1932 — Geſetzſamml. S. 199 —) wird durch folgende Abſ. 3 bis 6 erſetzt: 

(8) Die Steuer ift vor der Tötung eines Schlachttiers zu entrichten, in den Fällen 
der Notſchlachtung (§ 1 Abſ. 3 des Geſetzes, betr. Schlachtvieh⸗ und Fleiſchbeſchau, vom 
3. Juni 1900 — Reichsgeſetzbl. S. 547 —), bevor der Fleiſchbeſchauer mit der Unter⸗ 
ſuchung gemäß § 8 a. a. O. beginnt. Soweit die Schlachtung in öffentlichen Schlacht⸗ 
häuſern vorgenommen wird, hat die Entrichtung bei der Schlachthauskaſſe, im übrigen 
bei der für den Ort der Schlachtung zuſtändigen Schlachtſteuerſtelle bzw. Hilfsſtelle zu 
erfolgen. 

(4) Lohnſchlächter dürfen bei Schlachtungen außerhalb der öffentlichen Schlacht⸗ 
häuſer mit der Schlachtung, bei Notſchlachtungen mit der Zerlegung des Tierkörpers 
über das vor der Fleiſchbeſchau zuläſſige Maß erſt beginnen, wenn ihnen der Nachweis 
über die Entrichtung der Schlachtſteuer durch Vorlage des Schlachtſteuerbeſcheids und 
der Quittung der Schlachtſteuerhebeſtelle oder des Poſtamts geliefert oder ihnen im Falle 
einer Hausſchlachtung ein die Steuerfreiheit derſelben beſtätigender Freiſchein der Fleiſch⸗ 
beſchauer oder Trichinenſchauer vorgelegt worden iſt. Lohnſchlächter, die gegen dieſe 
Vorſchrift verſtoßen, haften für die Steuer neben dem Steuerpflichtigen als Geſamt⸗ 
ſchuldner. Schlächter, die für eigene Rechnung ſchlachten, dürfen bei Schlachtungen 
außerhalb der öffentlichen Schlachthäuſer mit der Schlachtung erſt beginnen, wenn ſie 
die Steuer entrichtet haben. 

(5) Die Beſchauer haben fic) — abgeſehen von den Fällen der ſteuerfreien Haus⸗ 
ſchlachtung — bei der Fleiſchbeſchau die Quittung der Schlachtſteuerhebeſtelle oder des 
Poſtamts über die Entrichtung der Schlachtſteuer vorlegen zu laſſen und ſie zwecks Ver⸗ 
hinderung wiederholter Verwendung unter Hinzufügung des Datums mit dem Fleiſch⸗ 
beſchauſtempel abzuſtempeln oder einen entſprechenden Vermerk zu machen. Wird 
ihnen die Quittung nicht vorgelegt, ſo ſind ſie als Gehilfen der Schlachtſteuerſtelle bzw. 
Hilfsſtelle verpflichtet, das Fleiſch nach abgeſchloſſener Fleiſchbeſchau für beſchlagnahmt 
zu erklären und die Schlachtſteuerſtelle bzw. Hilfsſtelle unter Angabe des Steuer⸗ 
pflichtigen und des Schlächters ſofort zu benachrichtigen. Verſtoßen ſie gegen dieſe 
Vorſchrift, ſo haften ſie neben dem Steuerpflichtigen für die Steuer, wenn ſie vom 
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Steuerpflichtigen nicht eingetrieben werden kann. Beſchlagnahme und Benachrichtigung 
können unterbleiben, wenn aus beſonderen Gründen die Entrichtung der Schlachtſteuer 
vor der Schlachtung unterblieben iſt, auch die Zeit zwiſchen der Schlachtung und der 
Fleiſchbeſchau zur Entrichtung nicht ausgereicht hat und der Steuerpflichtige die Ent⸗ 
richtung in Gegenwart des Fleiſchbeſchauers nachholt. Ausnahmsweiſe kann in ſolchen 
Fällen der Fleiſchbeſchauer die Zahlung der Schlachtſteuer gegen Ausfertigung der 
Schlachtſteuerquittung ſelbſt entgegennehmen; die Ablieferung des eingezogenen Betrags 
an die Schlachtſteuerſtelle hat unverzüglich zu erfolgen. 

(6) Die Schlachtſteuerſtellen bzw. Hilfsſtellen haben das für beſchlagnahmt erklärte 
Fleiſch, wenn die Zahlung nicht unverzüglich nachgeholt wird, zum Zwecke der Bei⸗ 
treibung der Steuer nach den Vorſchriften über die Verwertung gepfändeter Sachen 
zu verwerten. Die Freigabe vor Empfang der Zahlung iſt nur mit Zuſtimmung der 
Schlachtſteuerſtelle zuläſſig. 


Der bisherige Abſ. 4 wird Abſ. 7. 


§ 9. 
§ 8 des Schlachtſteuergeſetzes, Einleitungsſatz, erhält folgende Faſſung: 
Die für Verbrauchsteuern geltenden Vorſchriften der Reichsabgabenordnung einſchließlich 


der Vorſchriften über das Strafrecht und Strafverfahren finden mit folgenden Maßgaben ſinn⸗ 
gemäß Anwendung: N 


§ 10. 
§ 11 des Schlachtſteuergeſetzes erhält folgende Faſſung: 


() Die Schlachtſteuer darf dem Erwerber des ausgeſchlachteten Fleiſches nicht 
geſondert neben dem Entgelt in Rechnung geſtellt werden. 


(2) Wer gewerbsmäßig Rindvieh, Schweine oder Schafe in lebendem Zuſtande zum 
Zwecke der Schlachtung oder zur Weiterveräußerung als Schlachttiere erwirbt, darf dem 
Veräußerer die Steuer, die für die Schlachtung dieſer Tiere zu entrichten iſt, weder ge⸗ 
ſondert in Rechnung ſtellen noch vom Kaufpreis abziehen. 
as (8) Wer den Vorſchriften im Abſ. 1 oder Abſ. 2 zuwiderhandelt, wird mit Geld⸗ 
5 ſtrafe bis zu 5000 A.M beſtraft. 


sh, 


Der dem Schlachtſteuergeſetze (Dritter Teil der Verordnung zur Sicherung des Haushalts vom 
8. Juni 1932 — Geſetzdamml. S. 199 — in der Faſſung der Verordnung zur Abänderung des 
Schlachtſteuergeſetzes vom 21. Juni 1932 — Geſetzſamml. S. 221 — und der Zweiten Verordnung 
zur Abänderung des Schlachtſteuergeſetzes vom 13. September 1932 — Geſetzſamml. S. 309 — 
anhängende Tarif erfährt zu Nr. 1 folgende Anderung: 

An Stelle des Satzes „Schlachtungen von Ochſen mit einem Lebendgewichte von weniger 
als 350 kg ſind nach Tarifnummer 3 zu verſteuern“ tritt der Satz 


„Schlachtungen von Ochſen mit einem Lebendgewichte von weniger als 350 kg und 

von Ochſen über 5 Jahre (Wechſel des Schneidezahngebiſſes abgeſchloſſen, alle 
9 Schneidezähne in Reibung) ſind nach Tarifnummer 3 mit den für „ein ſonſtiges 
Stück Rindvieh“ geltenden Sätzen zu verſteuern.“ 


§ 12. 
Die Vorſchrift des § 8 tritt mit Wirkung vom 27. März 1933 in Kraft. 
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5. Landes finanzausgleich und Sonderfinanzausgleich. 


§ 13. 

Das Preußiſche Ausführungsgeſetz zum Finanzausgleichsgeſetz in der Faſſung der Bekannt⸗ 
machung vom 31. Juli 1930 Geſetzſamml. S. 249), des Anderungsgeſetzes 1931 vom 
24. März 1931 (Geſetzſamml. S. 25) und der Anderungsverordnung 1932 vom 8. April 1932 
(Geſetzſamml. S. 161) wird wie folgt geändert: 

1. § 22 Abf. 2 erhält folgenden Zuſatz: 

gemäß § 19 Kreis⸗ und Provinzialabgabengeſetz. 
2. Im § 30 Abf. 1 wird der vorletzte Satz geſtrichen. 
3. Im 8 39, letzter Satz, werden die Worte „1932 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 138)“ geſtrichen. 
4. In den 88 11, 11 a, 12, 14 und 16 tritt an die Stelle der Zahl „1932“ die Zahl „1933“. 
Ferner treten im § 11 Abſ. 4 an die Stelle der Zahl „1931“ die Zahl „1932“, im § 11a 
Abſ. 2 an die Stelle der Worte „1930 oder 1931” die Worte „1930, 1931 oder 1932“, 
im $ 16 an die Stelle der Zahl „1933“ die Zahl „1934“ und im § 39 an die Stelle der 
Worte „1. Auguſt 1932“ die Worte „1. Auguſt 1933“. 

5. Im 8 59 wird die Zahl „1933“ durch „1934“ erſetzt. 


§ 14. i 
(1) §§ 1 und 2 des Geſetzes über einen Sonderfinanzausgleich zugunſten preußiſcher Rand⸗ 
gemeinden (reife) in der Nachbarſchaft von Stadtſtaaten vom 8. Juli 1927 (Geſetzſamml. S. 135) 
finden für das Rechnungsjahr 1933 mit der Maßgabe entſprechende Anwendung, daß der im 81 
a. a. O. feſtgeſetzte Betrag auf die Höhe beſchränkt wird, die zur Durchführung des § 2 a. a. O. not⸗ 
wendig iſt, jedoch höchſtens auf 1,8 Millionen AM. 

i (2) § 28 Abſ. 2 des Geſetzes über die weitere Neuregelung der kommunalen Grenzen im 
weſtfäliſchen Induſtriebezirk vom 22. März 1928 GGeſetzſamml. S. 17) findet auch für das 
Rechnungsjahr 1933 Anwendung. l 

§ 15. 
(1) Die Vorſchriften der 88 13 und 14 treten mit Wirkung vom 1. April 1933 in Kraft. 
(2) Wo in Geſetzen und Verordnungen auf das Preußiſche Ausführungsgeſetz zum Finanz⸗ 
ausgleichsgeſetz Bezug genommen iſt, treten vom 1. April 1933 ab an Stelle dieſes Geſetzes in der 
bisherigen Faſſung die Vorſchriften in der Faſſung dieſer Verordnung. 


Artikel I. 
Behörden und Verwaltung. 
Miniſterium des Innern. 
1. Schutzpolizeibeamtengeſetz. 
| ea AG. 
Das Schutzpolizeibeamtengeſetz vom 16. Auguſt 1922 (Geſetzſamml. S. 251) wird wie folgt 
geändert: 
1. Hinter § 66 iſt einzufügen: 


§ 66a. 


(1) Das Recht auf den Bezug der Übergangsgebührniſſe (§ 38) ruht, wenn ein In⸗ 
haber des Polizeiverſorgungsſcheins (88 34, 35), der nicht in einer der im § 35 genannten 
Stellen Probedienſt leiſtet, außerplanmäßig beſchäftigt oder eingeſtellt iſt, die Ein⸗ 
berufung in eine Beamtenſtelle, für die er vorgemerkt iſt, ablehnt, oder ſich nicht inner⸗ 
halb der ihm im Einberufungsſchreiben geſetzten Friſt erklärt. 
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(2) Die Übergangsgebührniſſe ruhen jedoch nicht, wenn dem für die Regelung zu⸗ 
ſtändigen Regierungspräſidenten — Polizeipräſidenten in Berlin — (8 83) von einem 
Inhaber des Polizeiverſorgungsſcheins ein zwingender Grund für die Ablehnung der 
Einberufung oder für die Unterlaſſung einer Erklärung nachgewieſen wird. Ein 
zwingender Grund iſt nur anzunehmen, wenn ein Inhaber des Polizeiverſorgungsſcheins 
a) durch außerhalb ſeines Willens liegende Umſtände verhindert iſt, einer Einberufung 

zu folgen oder ſich friſtgemäß zu erklären, oder 
b) in dem Zeitpunkte, zu dem er einberufen iſt, ſich in einer Fachſchul⸗ oder Sonder⸗ 
ausbildung befindet, durch die ſeine Zeit und Arbeitskraft überwiegend in Anſpruch 
genommen wird. Die Ausbildung muß Vorausſetzung für die Anſtellung in einer 
den Verſorgungsanwärtern vorbehaltenen Beamtenſtelle ($ 35) fein, für die er vor⸗ 

gemerkt iſt. 

2. Im 8 88 Abſ. 2 iſt in der zweiten Zeile das Wort „und“ zu ſtreichen, an deſſen Stelle 
ein Komma zu ſetzen und zwiſchen „78“ und „handelt“ einzufügen „und um die Regelung der 
Übergangsgebührniſſe nach § 66 a“. : 


8 17. 

Jeder Verſorgungsanwärter aus der preußiſchen Schutzpolizei, der Übergangsgebührniſſe 

bezieht und bei einer Behörde für eine Beamtenſtelle vorgemerkt iſt, hat bis zum 30. April 1933 

dieſer Behörde mitzuteilen, welcher Regierungspräſident (Polizeipräſident in Berlin) für die Aus⸗ 
zahlung der Übergangsgebührniſſe zuſtändig iſt. 


2. Fürſorgeerziehung. 


8 18. 
(1) § 22 Satz 2 des Preußiſchen Ausführungsgeſetzes zum Reichsgeſetz für Jugendwohlfahrt 
wird durch folgende Vorſchrift erſetzt: 
Sie erhalten zu dieſen Koſten aus der Staatskaſſe einen Zuſchuß von insgeſamt 
15 000 000 AM. Dieſer Zuſchuß wird auf die einzelnen Kommunalverbände durch den 
Miniſter des Innern im Einvernehmen mit dem Finanzminiſter verteilt. n 
(2) § 23 Abf. 3 Satz 2 des Preußiſchen Ausführungsgeſetzes zum Reichsgeſetz für Jugend⸗ 
wohlfahrt wird außer Kraft geſetzt. 


Miniſterium für Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbildung. 
1. Schulweſen. 
§ 19. 

§ 4 Abf. 1 des Schulgeldgeſetzes vom 18. Juli 1930 (Geſetzſamml. S. 202) in der Faſſung 
des Geſetzes vom 21. April 1931 (Geſetzſamml. S. 59) erhält mit Wirkung vom 1. April 1933 
folgende Faſſung: 

Von dem tatſächlichen Schulgeldaufkommen ſind mindeſtens 15 vom Hundert zur 
Förderung begabter minderbemittelter Schüler bereitzuſtellen. Der für Geſchwiſter⸗ 
ermäßigungen ($ 3) benötigte Geſamtbetrag darf in dieſe 15 vom Hundert eingerechnet 
werden. 

§ 20. 

(1) Die Verwaltung der Schulaufſicht ift fo umzubilden, daß mit Wirkung vom 1. April 1933 
die Zahl der Schulaufſichtskreiſe um weitere 25 und die Zahl der planmäßigen Oberregierungs⸗ 
und ⸗ſchulrats⸗ und Regierungs⸗ und Schulratsſtellen zuſammen um 10 auf 75 vermindert werden. 

' (2) Auf Beamte, deren Stellen infolge diefer Umbildung wegfallen, findet die Verordnung, 
betreffend die einſtweilige Verſetzung der unmittelbaren Staatsbeamten in den Ruheſtand, vom 
26. Februar 1919 (Geſetzſamml. S. 33) mit den zur Abänderung und Ergänzung dieſer Verordnung 
ergangenen und noch ergehenden geſetzlichen Vorſchriften Anwendung. 
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8 21. 


§ 44 des Volksſchullehrerbeſoldungsgeſetzes vom 1. Mai 1928 (Geſetzſamml. S. 125) erhält 
folgenden Abſ. 4: 

(4) Iſt die Zahl der Schulſtelleneinheiten zu niedrig feſtgeſetzt oder iſt eine Feſt⸗ 
ſetzung oder Neufeſtſetzung nach Abſ. 2 Satz 1, 2 unterblieben, fo können die Feſtſetzungen 
berichtigt oder nachgeholt werden, jedoch nur bis zum Ablauf von vier Jahren ſeit dem 
Ende des Rechnungsjahrs, für welches ſie gelten ſollen. Entſprechendes gilt für die nach⸗ 
trägliche Anforderung der Beiträge. 


2. Staatszuſchüſſe zur Pfarrbeſoldung. 
8 22. 
(1) Als Beihilfen zur Beſoldung und Verſorgung der Pfarrer der evangeliſchen Landes⸗ 


kirchen und der katholiſchen Kirche und zur Verſorgung der Hinterbliebenen der Pfarrer der 
evangeliſchen Landeskirchen werden im Rechnungsjahr 1933 aus Staatsmitteln bereitgeſtellt: 
1. für die evangeliſchen Landeskirchen bis gr. . . . . 30 424 140 AM 
2. für die katholiſche Kirche bis zu 132 714 620 AM. 
(2) Die Beihilfen werden auf die einzelnen evangeliſchen Landeskirchen und die katholiſchen 
Diözeſen durch den Miniſter für Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbildung und den Finanzminiſter 
nach Benehmen mit den kirchlichen Behörden verteilt. 


Geſtütverwaltung. 
8 23. 


§ 16 der Zweiten Sparverordnung vom 23. Dezember 1931 tritt mit Wirkung vom 
1. April 1933 außer Kraft. 


Preußiſche Zentralgenoſſenſchaftskaſſe. 
§ 24. 

Das anliegende Abkommen zwiſchen dem Deutſchen Reiche und dem Lande Preußen über die 
Regelung der Beteiligungen an der Deutſchen Zentralgenoſſenſchaftskaſſe vom 21. Oktober 1932 
wird verkündet. Es tritt rückwirkend mit dem Zeitpunkte des Inkrafttretens der Verordnung des 
Reichspräſidenten über die Deutſche Zentralgenoſſenſchaftskaſſe und das genoſſenſchaftliche 
Reviſionsweſen vom 21. Oktober 1932 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 503) in Kraft. 


§ 25. 

() Zum gleichen Zeitpunkt werden die noch geltenden Vorſchriften 

1. des Geſetzes über die Errichtung einer Zentralanſtalt zur Förderung des genoſſenſchaft⸗ 
lichen Perſonalkredits vom 31. Juli 1895 in der Faſſung, die ſich aus der Bekannt⸗ 
machung vom 8. März 1924 (Geſetzſamml. S. 175) und den Geſetzen vom 12. Dezember 
1927 (Geſetzſamml. S. 203) und vom 28. April 1928 (Geſetzſamml. S. 105) ergibt, 

2. des Geſetzes vom 8. Juni 1896 (Geſetzſamml. S. 123) zur Ergänzung des in Nr. 1 
bezeichneten Geſetzes vom 31. Juli 1895, 

3. des Geſetzes wegen Erhöhung des Grundkapitals der Preußiſchen Central⸗Genoſſen⸗ 
ſchaftskaſſe vom 20. April 1898 (Geſetzſamml. S. 67), 

4. des Abänderungsgeſetzes vom 13. Juli 1909 (Geſetzſamml. S. 640) zu dem in Nr. 1 
bezeichneten Geſetze vom 31. Juli 1895, 

5. des Abänderungsgeſetzes vom 5. September 1918 (Geſetzſamml. S. 153) zu dem in Nr. 1 
bezeichneten Geſetze vom 31. Juli 1895, 

6. des Abänderungsgeſetzes vom 12. Auguſt 1922 (Geſetzſamml. S. 277) zu dem in Nr. 1 
bezeichneten Geſetze vom 31. Juli 1895, 
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7. des Abänderungsgeſetzes vom 25. Juli 1923 (Geſetzſamml. S. 354) zu dem in Nr. 1 
bezeichneten Geſetze vom 31. Juli 1895, 
8. der Verordnung vom 18. Januar 1924 (Geſetzſamml. S. 39) zur Abänderung des in Nr. 1 
bezeichneten Geſetzes vom 31. Juli 1895, 
9. der Verordnung über den Ausſchuß der Preußiſchen Zentralgenoſſenſchaftskaſſe vom 
7. Mai 1924 (Geſetzſamml. S. 535) in der Faſſung, die fic) aus den Verordnungen vom 
28. April 1928 (Geſetzdamml. S. 108) und vom 6. Februar 1931 (Geſetzſamml. S. 6) 
ergibt, a 
10. des Geſetzes vom 12. Dezember 1927 (Geſetzſamml. S. 203) zur Anderung des in Nr. 1 
bezeichneten Geſetzes vom 31. Juli 1895 und zur Erhöhung der Stammeinlage des 
Staates bei der Anſtalt, ö 
11. des Artikels I des Geſetzes über die Preußiſche Zentralgenoſſenſchaftskaſſe und über eine 
Erhöhung der Stammeinlage des Preußiſchen Staates vom 28. April 1928 (Geſetzſamml. 
S. 105) 
ausdrücklich aufgehoben. 
(2) Die Vorſchriften f 
1. der Verordnung über die Rechtsverhältniſſe der Beamten der Preußiſchen Zentral⸗ 
genoſſenſchaftskaſſe vom 2. Auguſt 1899 (Geſetzſamml. S. 397), 
2. des Artikels II des Geſetzes über die Preußiſche Zentralgenoſſenſchaftskaſſe und über 
eine Erhöhung der Stammeinlage des Preußiſchen Staates vom 28. April 1928 (Geſetz⸗ 
ſamml. S. 105), 
3. der Verordnung über die Dienſtbezüge der Beamten der Preußiſchen Zentralgenoſſen⸗ 
ſchaftskaſſe vom 26. März 1930 (Geſetzſamml. S. 43) 
treten mit dem Inkrafttreten der Vorſchriften außer Kraft, durch die die Reichsregierung gemäß 
$ 35 der Verordnung des Reichspräſidenten über die Deutſche Zentralgenoſſenſchaftskaſſe und das 
genoſſenſchaftliche Reviſionsweſen vom 21. Oktober 1932 (Reichsgeſetzbl. I S. 503) die Rechts⸗ 
verhältniſſe der Beamten der Deutſchen Zentralgenoſſenſchaftskaſſe regelt. 


Artikel II. 
1. Dienſt⸗ und Verſorgungsbezüge. 
§ 26. 


Im 8 7 der Verordnung über Gehaltskürzung vom 13. Dezember 1930 (Geſetzſamml. 
S. 291) iſt ſtatt „31. Januar 1934“ zu ſetzen „31. März 1934”. 


§ 27. 
Die Verordnung zur Sicherung des Haushalts vom 8. Juni 1932 (Geſetzſamml. S. 199) 
wird wie folgt geändert: 
1. Die Einleitung erhält folgende Faſſung: 

Auf Grund der Verordnungen des Reichspräſidenten vom 24. Auguſt 1931 
eichsgeſetzbl. I S. 453) und vom 6. Oktober 1931, Dritter Teil, III 8 2 (Reichs⸗ 
geſetzbl. I S. 537) wird zur Sicherung des Haushalts folgendes verordnet: 

2. Im § 4 Abſ. 1 des Erſten Teiles wird Satz 1 wie folgt gefaßt: 

(1) Die Vorſchriften in den SS 1 und 3 gelten entſprechend für die An⸗ 
geſtellten. 

8 28. 


Die Vorſchriften des 8 27 treten mit Wirkung vom 1. Juli 1932 in Kraft. 


2. Reiſekoſten. 


8 29. 
Das Geſetz über die Reiſekoſten der Staatsbeamten vom 3. Januar 1923 (Geſetzſamml. S. 3) 
in der Faſſung des Runderlaſſes vom 24. Januar 1928 (PrBeſBl. S. 28) wird wie folgt geändert: 


a Sm OO 


B 
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. 8 2 Abſ. 4 erhält folgende Faſſung: 
(4) Für Dienſtreiſen, die an demſelben Kalendertag angetreten und beendet werden, 
erhalten Beamte bei einer Dauer der Abweſenheit 
a) bis zu 3 Stunden kein Tagegeld, 
b) von mehr als 3 bis zu 8 Stunden 3/ıo, 
e) von mehr als 8 bis zu 12 Stunden 5/10 
d) von mehr als 12 Stunden . Aho 
. § 2 Abſ. 5 erhält folgenden Zuſatz: a 
Jedoch ſind die Beamten für Dienſtreiſen bis zu 24 Stunden Dauer ohne aus⸗ 
wärtige Übernachtung gemäß den Vorſchriften des vorſtehenden Abſ. 4 nach der Geſamt⸗ 
dauer der Abweſenheit zu entſchädigen. 
Im 8 8 Abſ. 1 iſt „SS 2 und 4” in „SS 2 bis 4“ zu ändern. 
. 8 8 Abſ. 3 iſt zu ſtreichen. 
Im 8 12 Abſ. 1 iſt ſtatt „4 Wochen“ zu ſetzen „2 Wochen“. 
Im § 14 Wj. 1 Satz 1 iſt ſtatt „Landjägerei und Schutzpolizei“ zu ſetzen „ſtaatlichen 
Polizei“, 
im § 14 Abf. 2 ſtatt „Schutzpolizei“ ebenfalls „ftaatlichen Polizei“. 


des vollen beſtimmungs⸗ 
mäßigen Tagegelds. 


Artikel IV. 
8 30. 


Die Durchführungsbeſtimmungen und Ausführungsbeſtimmungen erlaſſen die beteiligten 
Miniſter. 


ate 


Dieſe Verordnung tritt, ſoweit nicht durch dieſe Verordnung oder die Durchführungs⸗ 
beſtimmungen etwas anderes beſtimmt iſt, mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 


erlin, den 18. März 1933. 


(Siegel.) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 


Die Kommiſſare des Reichs. 
von Papen. Göring. Hugenberg. Popitz. Ruſt. 
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Anlage zu § 24. 


Abkommen 
zwiſchen dem Deutſchen Reiche und dem Lande Preußen über die Regelung der Beteiligungen 
an der Deutſchen Zentralgenoſſenſchaftskaſſe. 


Zwiſchen dem Deutſchen Reiche, vertreten durch den Reichsminiſter der Finanzen, und dem 
Lande Preußen, vertreten durch den Preußiſchen Finanzminiſter, wird folgendes Abkommen 
getroffen: 

SR 

Das Land Preußen erklärt ſich damit einverſtanden, daß die durch § 1 Wbf. 1 des Geſetzes 
über die Errichtung einer Zentralanſtalt zur Förderung des genoſſenſchaftlichen Perſonalkredits 
vom 31. Juli 1895 in der Faſſung der Bekanntmachung vom 8. März 1924 (Preußiſche Geſetz⸗ 
ſamml. S. 175) errichtete Preußiſche Zentralgenoſſenſchaftskaſſe eine Anſtalt des Reichs wird. 


§ 2. 
Das Deutſche Reich und das Land Preußen ſind darüber einig, daß ihre Kapitalbeteiligungen 
an der Deutſchen Zentralgenoſſenſchaftskaſſe je 42,5 Millionen Reichsmark betragen. 


9 88 
Das Deutſche Reich und das Land Preußen verpflichten ſich, von ihren Kapitalbeteiligungen 
an der Deutſchen Zentralgenoſſenſchaftskaſſe von je 42,5 Millionen Reichsmark je 2,5 Millionen 
Reichsmark der Deutſchen Rentenbank⸗Kreditanſtalt zum Nennwert anzubieten. 


§ 4. 

(1) Das Deutſche Reich und das Land Preußen ſtellen für Zwecke der Verluſtbereinigung und 
der Rationaliſierung des landwirtſchaftlichen Genoſſenſchaftsweſens Schatzanweiſungen bis zum 
Geſamtnennbetrag von 200 Millionen Reichsmark zur Verfügung. Die Schatzanweiſungen werden 
nach dem jeweiligen Bedarf bis zum Betrage von 127 Millionen Reichsmark vom Deutſchen Reiche, 
bis zum Betrage von 73 Millionen Reichsmark vom Lande Preußen, und zwar jeweils im Ver⸗ 
hältnis von 63,5 zu 36,5 ausgegeben. 

(2) Die näheren Beſtimmungen über die Prüfung des Bedarfs an Schatzanweiſungen ſowie 
die Ausgeſtaltung der Schatzanweiſungen bleiben näherer Vereinbarung zwiſchen dem Deutſchen 
Reiche und dem Lande Preußen vorbehalten. 


SD. 

Die Reichsregierung wird eine Anderung der rechtlichen Verhältniſſe der Deutſchen Zentral⸗ 
genoſſenſchaftskaſſe nur im Einvernehmen mit dem Preußiſchen Staatsminiſterium vornehmen 
oder Vorſchriften zur Durchführung oder Ergänzung der Verordnung über die Deutſche Zentral⸗ 
genoſſenſchaftskaſſe oder allgemeine Verwaltungsvorſchriften nur im Einvernehmen mit dem 
Preußiſchen Staatsminiſterium erlaſſen. : 


§ 6. 
Die Reichsregierung wird den Präſidenten der Deutſchen Zentralgenoſſenſchaftskaſſe nur 
im Benehmen mit dem Preußiſchen Staatsminiſterium beſtellen. 


N 
Die Reichsregierung wird die Sachverſtändigen auf dem Gebiete des Kredit- und Genoſſen⸗ 
ſchaftsweſens im Ausſchuß der Deutſchen Zentralgenoſſenſchaftskaſſe nur im Einvernehmen mit 
dem Preußiſchen Staatsminiſterium ernennen. 
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§ 8. 
Das Preußiſche Staatsminiſterium wird im Ausſchuß der Deutſchen Zentralgenoſſenſchafts⸗ 
kaſſe durch drei Perſonen vertreten ſein. 


83: 

(1) Das Deutſche Reich und das Land Preußen werden die Rechte, die ihnen als Inhabern 
von Stammeinlagen im Ausſchuß und in der Hauptverſammlung der Deutſchen Zentralgenoſſen⸗ 
ſchaftskaſſe zuſtehen, einheitlich ausüben und zu dieſem Zweck ihre Vertreter an Weiſungen binden. 

(2) Das Deutſche Reich und das Land Preußen werden Vereinbarungen mit anderen 
Inhabern von Stammeinlagen, die eine dem Abſ. 1 entſprechende Regelung der Ausübung der 
Rechte zum Gegenſtande haben, nur im gegenſeitigen Einvernehmen treffen. 


§ 10. 


Der Reichsminiſter der Finanzen wird bei allen Fragen von grundſätzlicher Bedeutung ſeine 
Aufſichtsbefugniſſe nur im Einvernehmen mit dem Preußiſchen Finanzminiſter ausüben. 


Berlin, den 21. Oktober 1932. 


(Siegel.) Der Reichsminiſter der Finanzen. 
In Vertretung: 
gez. Zarden. 
(Siegel.) Der Preußiſche Finanzminiſter. 


Mit Wahrnehmung der Geſchäfte beauftragt: 
gez. Schleuſener. 
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